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6 8 5 . Verordnung: Anlegung von Mündelgeldspareinlagen
6 8 6 . Verordnung: Änderung der, Fremdenverkehrsstatistik-Verordnung 1973
6 8 7 . Verordnung: Feststellung der Eignung für die Verwendung im Höheren oder Gehobenen

Dienst des Bundesministeriums für Auswärtige Angelegenheiten
6 8 8 . Kundmachung: Eröffnung von Kontingenten und Festlegung von Richtplafonds gemäß

Protokoll Nr. 1 zum Abkommen zwischen der Republik Österreich und
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft

6 8 5 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 15. Dezember 1977 über die

Anlegung von Mündelgeldspareinlagen

Auf Grund des §3 Abs. 2 des Art. XVII
des Bundesgesetzes über die Neuordnung des
Kindschaftsrechts, BGBl. Nr. 403/1977, wird
verordnet:

§ 1. (1) Sparbücher über Spareinlagen zur
Anlegung von Mündelgeld sind auf den Namen
des Mündels auszustellen; sie haben neben dem
Namen das Geburtsdatum des Mündels zu ent-
halten und sind mit einem deutlich sichtbaren
Vermerk „Mündelgeld" zu versehen.

(2) Die Verwendung eines Losungswortes ist
zulässig.

(3) Die Einlage ist nicht mehr als Mündelgeld
zu führen, wenn die volle Handelsfähigkeit des
Mündels eingetreten ist.

(4) Mündelgeldspareinlagen sind in den Jahres-
abschlüssen gesondert auszuweisen.

§ 2. (1) Der Deckungsstock (§230a ABGB)
ist im Jahresabschluß gesondert auszuweisen.

(2) Kopien der Registerblätter eines jeden
Quartals sind dem Bundesministerium für
Finanzen spätestens 14 Tage nach Ablauf des
Quartals zu übermitteln.

(3) Im Deckungsstock haftende Werte sind
nach dem strengen Niederstwertprinzip zu be-
werten.

§ 3. (1) Das Deckungsregister (Art. XVII
§ 1 des Bundesgesetzes über die Neuordnung des
Kindschaftsrechts, BGBl. Nr. 403/1977) ist laut
Anlage einzurichten.

(2) Kreditunternehmungen nach Art. XVII
§ 3 Abs. 2 Z. 2 haben den Stand der Mündel-
geldspareinlagen in einem besonderen und lau-
fend zu führenden Verzeichnis zu vermerken.

§ 4. (1) Der Bericht über das Ergebnis der
Prüfung ist gesondert vom Jahresprüfungsbericht
zu erstellen und vom Prüfungsorgan innerhalb
von drei Monaten nach Abschluß des Geschäfts-
jahres dem Bundesministerium für Finanzen zu
übermitteln.

(2) Die Kostennote ist zur Bestimmung der
Kosten dem Prüfungsbericht anzuschließen.

§ 5. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1978
in Kraft.

Androsch
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6 8 6 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 13. De-
zember 1977, mit der die Fremdenverkehrs-

statistik-Verordnung 1973 geändert wird

Auf Grund des § 2 Abs. 2 und des § 7 Abs. 7
des Bundesstatistikgesetzes 1965, BGBl. Nr. 91,
wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Finanzen verordnet:

Artikel I

Die Fremdenverkehrsstatistik-Verordnung
1973, BGBl. Nr. 73, in der Fassung der Novelle
BGBl. Nr. 30/1975 wird wie folgt geändert:

§ 16 hat zu lauten:

„§ 16. Den Gemeinden ist vom Bund auf
Antrag eine Abfindung für die ihnen bei der
Mitwirkung an den Erhebungen über Fremde
sowie über Fremdenunterkünfte entstehenden
Kosten als Pauschalbetrag zu gewähren. Die Höhe
der Abfindung beträgt

Artikel II
Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1978 in

Kraft.
Staribacher

6 8 7 . Verordnung des Bundesministers für
Auswärtige Angelegenheiten vom 21. De-
zember 1977 betreffend die Feststellung der
Eignung für die Verwendung im Höheren
oder Gehobenen Dienst des Bundesministe-

riums für Auswärtige Angelegenheiten

Auf Grund der §§ 4 Abs. 3 und 23 Abs. 1 des
Beamten-Dienstrechtsgesetzes, BGBl. Nr. 329/
1977, wird verordnet:

§ 1. Die persönliche und fachliche Eignung für
eine Verwendung im Höheren oder Gehobenen

Dienst im Personalstand des Bundesministeriums
für Auswärtige Angelegenheiten sowohl im In-
land wie im Ausland ist in einem Auswahlver-
fahren festzustellen.

§ 2. Im Auswahlverfahren für den Höheren
Dienst sind zu bewerten:

1. das Verständnis für politische, wirtschafts-
politische, kulturelle und rechtliche Zusammen-
hänge im Bereich der internationalen Beziehungen
(auf der Grundlage einer Klausurarbeit);

2. die Kenntnis von Fremdsprachen (auf der
Grundlage der schriftlichen Übersetzung eines
deutschen Textes ins Englische und Französische);

3. das Gedächtnis (auf der Grundlage der
schriftlichen Wiedergabe eines vorgelesenen Tex-
tes);

4. die Allgemeinbildung und das historische,
volkswirtschaftliche, völkerrechtliche und ver-
fassungsrechtliche Fachwissen (auf der Grundlage
eines Gespräches mit den Mitgliedern der im § 4
Abs. 1 genannten Kommission);

5. die Ausdrucksfähigkeit im Deutschen, Engli-
schen und Französischen (auf der Grundlage eines
Gespräches mit den Mitgliedern der im § 4 Abs. 1.
genannten Kommission);

6. die allgemeine geistige, körperliche und
charakterliche Eignung für eine Dienstleistung im
In- und Ausland (auf der Grundlage eines Ge-
spräches mit den Mitgliedern der im § 4 Abs. 1
genannten Komimission sowie der erforderlichen
Untersuchungen und Erhebungen).

§ 3. Im Auswahlverfahren für den Gehobenen
Dienst sind zu bewerten:

1. das Verständnis für Probleme des modernen
Österreich (auf der Grundlage einer Klausurar-
beit);

2. die Kenntnis von Fremdsprachen (auf der
Grundlage der schriftlichen Übersetzung eines
Textes aus dem Englischen oder Französischen
oder aus beiden Fremdsprachen ins Deutsche);

3. die Allgemeinbildung und das staatsbürger-
liche Wissen (auf der Grundlage eines Gespräches
mit den Mitgliedern der im § 4 Abs. 2 genannten
Kommission);

4. die Ausdrucksfähigkeit im Deutschen sowie
im Englischen oder Französischen oder in beiden.
Fremdsprachen (auf der Grundlage eines Ge-
spräches mit den Mitgliedern der im § 4 Abs. 2:
genannten Kommission);

5. die allgemeine geistige, körperliche und.
charakterliche Eignung für eine Dienstleistung im
In- und Ausland (auf der Grundlage eines Ge-
spräches mit den Mitgliedern der im § 4 Abs. 2
genannten Kommission sowie der erforderlichen
Untersuchungen und Erhebungen).

§ 4. (1) Die Feststellung der Eignung und die
Reihung der Bewerber um die Verwendung im
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Höheren Dienst sind durch eine aus fünf lei-
tenden Beamten des Höheren Dienstes des Bun-
desministeriums für Auswärtige Angelegenheiten
bestehende Sachverständigen-Kommission vorzu-
nehmen.

(2) Die Feststellung der Eignung und die Rei-
hung der Bewerber um die Verwendung im Ge-
hobenen Dienst sind durch eine aus drei leiten-
den Beamten des Höheren Dienstes und zwei
Beamten des Gehobenen Dienstes des Bundes-
ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten be-
stehende Sachverständigen-Kommission vorzu-
nehmen.

(3) Die Mitglieder der in Abs. 1 und 2 genann-
ten Kommissionen sind vom Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten nach Anhörung der
Personalvertretung für die Dauer von drei Jah-
ren zu bestellen. In gleicher Weise ist die erfor-
derliche Anzahl von Ersatzmitgliedern zu bestel-
len.

(4) Die Mitgliedschaft zu der im Abs. 1 oder 2
genannten Kommission endet mit dem Ablauf der
Bestellungsdauer, mit der rechtskräftigen Ver-
hängung einer Disziplinarstrafe, mit der Verset-
zung ins Ausland sowie mit dem Ausscheiden aus
dem Dienststand.

§ 5. Von der Feststellung der Eignung durch
ein Auswahlverfahren gemäß §§ 1 bis 4 ist abzu-
sehen, wenn ein Bewerber für eine Verwendung
auf den Gebieten des Bauwesens oder des Fern-
meldewesens auf Grund seiner fachlichen Ausbil-
dung nach Anhörung der im § 4 Abs. 1 oder 2
genannten Kommission für diese Verwendung
als geeignet betrachtet wird.

§ 6. (1) Der Nachweis der Eignung für eine
Verwendung im Inland gilt für jene Beamte als
erbracht, die am 31. Dezember 1977 dem Höhe-
ren oder dem Gehobenen Dienst im Personal-
stand des Bundesministeriums für Auswärtige
Angelegenheiten angehört haben.

(2) Der Nachweis der Eignung für eine Ver-
wendung im Ausland gilt für jene Beamte als er-
bracht, die am 31. Dezember 1977 dem Höheren
Auswärtigen Dienst oder dem Gehobenen Dienst
im Personalstand des Bundesministeriums für
Auswärtige Angelegenheiten angehört haben.

(3) Der Nachweis der Eignung für eine Ver-
wendung an einem Kulturinstitut oder als Kul-
tur- oder Presseattaché(-rat) gilt auch für jene
Beamte des Höheren Dienstes als erbracht, die

1. gemäß § 14 Abs. 1 des Bundesministerienge-
setzes 1973, BGBl. Nr. 389, aus dem Personal-
stand des Bundesministeriums für Unterricht
und Kunst, des Bundesministeriums für Wissen-
schaft und Forschung oder, soweit nicht Abs. 4
anzuwenden ist, des Bundeskanzleramtes in
den Personalstand des Bundesministeriums für
Auswärtige Angelegenheiten übernommen wor-
den sind, oder

2. die Prüfung für den Höheren Auslandskul-
turdienst erfolgreich abgelegt haben.

(4) Der Nachweis der Eignung für eine Ver-
wendung an einer Vertretungsbehörde bei einer
internationalen Organisation für multilaterale
wirtschaftliche Angelegenheiten gilt auch für jene
Beamte des Höheren Dienstes als erbracht, die

1. gemäß § 14 Abs. 1 des Bundesministerienge-
setzes 1973, BGBl. Nr. 389, aus dem Personal-
stand des Bundeskanzleramtes oder des Bundes-
ministeriums für Handel, Gewerbe und Industrie
in den Personalstand des Bundesministeriums für
Auswärtige Angelegenheiten übernommen und

2. bei der Österreichischen Mission bei den
Europäischen Gemeinschaften verwendet worden
sind.

§ 7. Diese Verordnung tritt mit dem 1. Jänner
1978 in Kraft.

Pahr

Kundmachung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom
22. Dezember 1977 über die Eröffnung von Kontingenten und die Festlegung von
Richtplafonds gemäß Protokoll Nr. 1 zum Abkommen zwischen der Republik Österreich

und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft

Auf Grund des § 17 Abs. 3 des EG-Abkommen-Durchführungsgesetzes, BGBl. Nr. 468/1972,
wird kundgemacht:

§ 1. Für die Einfuhr der im Anhang E des Protokolls Nr. 1 zum Abkommen zwischen der
Republik Österreich und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, BGBl. Nr. 466/1972, genannten
Erzeugnisse mit Ursprung in Dänemark oder dem Vereinigten Königreich Großbritannien und
Nordirland werden für 1978 nachstehende Kontingente zum Zollsatz Null eröffnet:

688.
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§ 2. Für die Einfuhr der im Anhang F des Protokolls Nr. 1 zum Abkommen zwischen der
Republik Österreich und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft genannten Erzeugnisse mit
Ursprung in Irland wird für 1978 nachstehendes Kontingent zum Zollsatz Null eröffnet:
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§ 3. Für die Einfuhr der im Anhang G des Protokolls Nr. 1 zum Abkommen zwischen der
Republik Österreich und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft genannten Erzeugnisse mit
Ursprung in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft werden für 1978 nachstehende Richtplafonds
festgelegt:

§ 4. Die Bestimmungen der §§ 1 und 3 gelten nicht für die im Anhang D des Protokolls Nr. 1
zum Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
genannten Erzeugnisse.

§ 5. Die in den §§ 1 bis 3 angeführten Kontingente und Richtplafonds gelten für Waren, die
vom 1. Jänner 1978 bis 31. Dezember 1978 in Österreich zum freien Verkehr abgefertigt werden.

§ 6. Die Kundmachung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 21. De-
zember 1976, BGBl. Nr. 718, über die Eröffnung von Kontingenten und die Festlegung von Richt-
plafonds gemäß Protokoll Nr. 1 zum Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft tritt außer Kraft.

Staribacher


